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Hannover. Niedersachsenwill Hand-
werker sowie kleine und mittelstän-
discheUnternehmenstärken–unter
anderem mit weniger Bürokratie
und schnelleren Genehmigungsver-
fahren. Das kündigteWirtschaftsmi-
nister BerndAlthusmann (CDU) am
Dienstag an.
„Man kann niemandem erklären,

warum die Niederländer ihre Auto-
bahnen in der Hälfte der Zeit bauen
– für sie gilt auchdasEU-Recht“, sag-
te der Hauptgeschäftsführer der
Unternehmerverbände Niedersach-
sen, Volker Müller, bei der Vorstel-
lung der Pläne, die das Land zusam-
men mit den Unternehmerverbän-
den und dem Handwerk entwickel-
te. Geplant ist unter anderem eine
Clearingstelle für den Mittelstand,
die überprüft, welchen bürokrati-
schen Mehraufwand neue Gesetze
verursachen könnten.
Müller sagte, wichtig sei auch die

Sicherung heimischer Rohstoffe.

TV-Hersteller Loewe
ist pleite und stellt
den Betrieb ein
München. Der insolvente Fernsehge-
räte-Hersteller Loewe hat kein Geld
mehrundmussEndederWocheden
Betrieb einstellen. Es sei nicht gelun-
gen, ein Massedarlehen für die Fort-
führung des Geschäfts zu bekom-
men, erklärte Loewe-Geschäftsfüh-
rer Ralf Vogt im fränkischen Kro-
nach. „Wir sind daher zum Schutz
unserer Gläubiger verpflichtet, den
Geschäftsbetrieb voraussichtlich
zum 1. Juli vorläufig bei geringster
Kostenlast ruhend zu stellen.“
Die rund 400 Mitarbeiter in Kro-

nach stehen damit der IGMetall zu-
folge zunächst auf der Straße, nur
noch bis Ende des Monats erhalten
sie Insolvenzgeld. Die Suche nach
einem Investor für das 96 Jahre alte
Traditionsunternehmen solle den-
noch weitergehen, betonte Vogt.
LoewehatteAnfangMai ein Insol-

venzverfahren in Eigenverwaltung
beantragt – zum zweiten Mal in
sechs Jahren. Nachdem sich kein
Käufer gefunden hat, wechselte Loe-
we in der vergangenenWoche in ein
Regel-Insolvenzverfahren unter der
Leitung des bisher als Sachwalter
eingesetzten Rechtsanwalts Rüdiger
Weiß. Jürgen Apfel, Bevollmächtig-
ter der IG Metall in Coburg, warf
Weiß vor, die Suche nach einem In-
vestor blockiert zu haben, obwohl
zehn Anfragen vorgelegen hätten.
Weißwar füreineStellungnahmezu-
nächst nicht zu erreichen. Rund 200
Mitarbeiter demonstrierten laut Ge-
werkschaft für den Erhalt ihrer Stel-
len. Die IG Metall forderte, die Be-
legschaft in einer Transfergesell-
schaft weiter zu beschäftigen. rtr

Zwei Drittel
lesen die
Tageszeitung
Gefragt sind besonders
regionale Nachrichten.
Berlin. Für Informationen über die
eigene Region sind Zeitungen wei-
terhin gefragt. Laut einer Umfrage
im Auftrag des Bundesverbands
Deutscher Zeitungsverleger
(BDZV) nutzen knapp zwei Drittel
der Menschen (61 Prozent) Tages-
zeitungen, um sich über regionales
Geschehen zu informieren – vor an-
deren Medien wie etwa kostenlose
Anzeigenblätter (51 Prozent), Radio
(37 Prozent) oder Regionalfernse-
hen (30 Prozent). Das geht aus der
Marketing-Studie zur Zeitung in der
Region hervor, die am Dienstag ver-
öffentlicht wurde.
In der Umfrage stimmten 91 Pro-

zent der Aussage zu, die regionale
Tageszeitung berichte über alle
wichtigen lokalen Akteure und sei
eine vertraute Institution (90 Pro-
zent) und damit ein Sprachrohr für
die Menschen vor Ort (85 Prozent).
Zeitungsleser informieren sich der
Studie zufolge außerdem häufiger
überdasGeschehenvorOrtund füh-
len sich viel stärker mit der Region
verbunden.
Regionale Zeitungen seien mehr

als ein Wohlfühlfaktor, so BDZV-
Hauptgeschäftsführer Dietmar
Wolff zu den Ergebnissen der Unter-
suchung. „Sie fördern auch wesent-
lich Integration und Identifikation
mit der Wohnumgebung.“
Regionale Abonnement-Zeitun-

gen erreichen insgesamt rund 31,75
Millionen Leser pro Ausgabe. On-
line sind es täglich 12,3 Millionen
Nutzer. Insgesamt lesen 42,15 Mil-
lionenMenschen inDeutschlandge-
druckte Zeitungen. Im März und
April 2019wurden für die Erhebung
der Daten 3048 deutschsprachige
Internetnutzer ab 14 Jahren online
befragt. dpa

Genervt vom „Brexit-Theater“
Die Briten sind es selber leid, sagt Ostfalia-Professor Winfried Huck. Er ist derzeit Gastprofessor in Cambridge
und sieht auch Chancen im Brexit – er könnte Großbritannien Wettbewerbsvorteile bringen.
Von Hannah Schmitz

Wolfenbüttel. Dreimal ist der Brexit-
Deal imbritischenParlament bereits
durchgefallen, Noch-Premierminis-
terin Theresa May hat ihren Rück-
tritt angekündigt und die Frist für
den Austritt aus der EU ist auf den
31. Oktober verschoben. Der Brexit
beschäftigt die Briten seit Jahren –
und sie sind inzwischengenervt vom
ganzen „Brexit-Theater“, sagt Win-
fried Huck, Professor für Wirt-
schaftsrecht an der Ostfalia. „Es gibt
hier Ermüdungserscheinungen“,
stellt der Jurist fest.
Huck ist derzeit Gastprofessor an

der angesehenen Universität Cam-
bridge, rund 100Kilometer nördlich
von London gelegen. Mit einem
internationalen Team forscht er dort
in einem längerfristigen Projekt zu
Freihandelsverträgen und der Frage,
ob Bürger, die unter den Folgen sol-
cherVerträge leiden, das unmittelba-
re Recht zur Klage haben. Im Juli
kehrt er nach knapp drei Monaten
zurück nachWolfenbüttel.
DerBrexit passe nicht zur Lebens-

wirklichkeit der Wissenschaft, er-
klärt Huck. „Hier arbeiten Forscher
aus aller Welt“, so der Professor. Im
Sinne des von Immanuel Kant be-
schriebenen Weltbürgerrechts, des
ius cosmopoliticum, sei Cambridge
ein Ort, an dem eben diese Forscher
aus allerWelt miteinander diskutier-
ten, um Erkenntnisse hervorzubrin-
gen. „Deshalb gibt es hier kein Ver-
ständnis für den Brexit“, sagt Huck.
Während die Royal Society, die re-
nommierteste Wissenschaftlerorga-
nisation Großbritanniens, den wis-
senschaftlichen Austausch durch
den EU-Austritt gefährdet sieht, will
Huck nicht schwarzmalen. „Auf
Dauer wird der Brexit kein Hinde-
rungsgrund für denAustausch sein“,
sagt er. So müssten zum Beispiel
europäische Wissenschaftler auch
für China oder die USA ein Visum
beantragen.
Allerdings kann sichder Professor

vorstellen, dass es in Cambridge und

anderen Universitäten des Vereinig-
ten Königreichs in Zukunft weniger
gemeinsame Forschungsvorhaben
gibt, die von der EU finanziert wer-
den. Derzeit bestreiten die Universi-
täten laut Huck 14 Prozent ihrer
Drittmittel-Einnahmen aus EU-För-
dertöpfen. „Das Sparen hat mit
Blick auf dieseLücke jetzt schonbe-
gonnen“, sagt er. In Cambridge wür-
de beispielsweise eine ihm bekannte
deutsch-italienische Mitarbeiterin
der Universitätsbibliothek nur noch
halbtags beschäftigt, um Personal-
kosten einzusparen. Eine Folge des
ausstehenden Brexits, so Huck.
Abseits von Forschung und Lehre

seien die Leute das Thema Brexit
ebenfalls leid, berichtet der Wirt-
schaftsrechtler. „Weil andere The-
men gar nicht mehr zur Sprache
kommen“, erläutert er. Viele belaste
etwa, dass das Einkommen in den
vergangenen Jahren kaum gestiegen
sei und die Renten niedrig geblieben
sind. „Viele Rentner müssen hier
Nebenjobsmachen,man sieht sie oft
an Kassen in den Supermärkten“,
beschreibt Huck.
Erst kürzlich hätten die Tories ver-

sprochen, den Rundfunkbeitrag für
die BBC – er entspricht dem Rund-
funkbeitrag für öffentlich-rechtliche
Sender inDeutschland– fürRentner

abzuschaffen, scheiterten damit
aber. „Das sind 13 Pfund, 17 Euro,
proMonat. Das ist fürmanche Rent-
ner schon viel Geld.“
Generell sei die Verteilung von

Reichtum in Großbritannien recht
ungleich, stellt Huck fest. Entschei-
dend sei, wo und in welcher Familie
man aufwachse und obman auf eine
Privatschule gegangen sei oder
nicht. Themen wie diese stünden
derzeit allerdings kaum auf der poli-
tischen Agenda.

„UK ist offen für Technologien – ein
Standortvorteil“
Verschiedene Firmen haben bereits
ihren Rückzug aus Großbritannien
angekündigt oder Investitionen zu-
rückgefahren. Der Autobauer Ford
schließt etwa sein Motorenwerk in
Süd-Wales, allerdings auch wegen
dessen schlechter Auslastung. „Das
trifft 1700Menschen. In denGegen-
dendort gibt es sonst nicht viel ande-
res“, sagt Huck. Weitere Werke
unterhält Ford in London und in der
Nähe von Liverpool.
Auf Unsicherheiten wegen des

Brexits geht laut Medienberichten
auch die Entscheidung Nissans zu-
rück, die Produktion eines neuen
Geländewagens aus Sunderland im
Nordosten Englands nach Japan zu
verlegen. „Schuld daran ist sicher-
lich aber auch das neu geschlossene

Handelsabkommen zwischen Japan
und der EU“, sagt Huck. Darin ent-
fallen die Einfuhrzölle in Höhe von
10 Prozent auf Autos aus Japan.
Die Unsicherheiten, die in der

Wirtschaft durch den Brexit hervor-
gerufen würden, seien enorm. Eine
strategische Planung in Großbritan-
nien sei für Unternehmen dadurch
nahezu unmöglich. Huck geht da-
vonaus,dassderAusstiegausderEU
zunächst zu einem wirtschaftlichen
Druck führen werde, „der sich dann
aberwieder normalisiert“. „DerUm-
bruchsmoment wird hart“, sagt
Huck.
Der Ostfalia-Professor sieht aber

auch Chancen im Brexit. „Englän-
der werden mit ihrem Anspruch,
modern und innovativ zu sein, in der
Lagesein, schnellerTechnologienzu
nutzen und Abläufe zu beschleuni-
gen.“ Als Beispiele solcher Techno-
logien nennt Huck Blockchain in
der Finanzdienstleistungsbranche,
aber auch den neuen Mobilfunk-
standard 5G. Ihr Einsatz führe wie-
derum zu einer Deregulierung und
Entbürokratisierung derVerwaltung
des Landes. Dabei gehe es auch um
den Ruf Londons als einer der dyna-
mischsten und innovativsten Stand-
orte. „Für multinationale Konzerne
kann diese Entbürokratisierung ein
Standortvorteil sein“, ist Huck über-
zeugt.
Derzeit jedoch sei die Lage für das

UK„nichtunbedingthervorragend“.
Es scheint kein Vor und Zurück zu
geben im Brexit-Dilemma. Neuwah-
len hält Huck für am wahrschein-
lichsten. Die seien zwar das
Schreckgespenst der konservativen
Tories, weil sie einen Machtverlust
fürchten. Aber das Bewusstsein für
die Gefahr eines No-Deal-Szenarios
– aufwelches sichdermöglicheMay-
Nachfolger Boris Johnson vorberei-
tet – wachse. „Wirtschaft, Finanz-
wirtschaft und Politik wollen nicht
ohne Abkommen aus der EU he-
raus“, sagt Huck.
Ein Deal winkt den Briten hin-

gegen von der anderen Seite des At-
lantiks. US-PräsidentDonald Trump
hatte zuletzt einHandelsabkommen
mit dem Königreich in Aussicht ge-
stellt. „Wer sich eng mit den Ameri-
kanern zusammenschließt, wird
auch deren außenpolitischen Ein-
stellungen übernehmen müssen“,
prophezeit Huck. So oder so, sagt
der Wirtschaftsjurist, im „Brexit-
Theater“wird es erstmal keine einfa-
che Lösung geben.

Ein Mitarbeiter von Ford montiert im Werk in London einen Dieselmotor.
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Professor Winfried Huck in
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„Viele Rentner müs-
sen hier Nebenjobs
machen, man sieht
sie oft an Kassen in
den Supermärkten.“
Winfried Huck, Professor für Wirt-
schaftsrecht an der Ostfalia
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Land verspricht weniger Bürokratie für Handwerk
Unter anderem sollen Genehmigungsverfahren beschleunigt werden. Davon sollen besonders kleine Betriebe profitieren.

maFachkräftemangelderzeitmit am
drängendsten. Wichtig sei in diesem
Zusammenhang unter anderem,
dass Auszubildende weiter in der
Nähe ihrer Wohnorte zur Berufs-
schule gehen könnten, hieß es.
Wirtschaftsminister Althusmann

forderte am Dienstag auch, Bundes-
wirtschaftsminister Peter Altmaier
(CDU) müsse seine nationale In-
dustriestrategie stärker auf den Mit-
telstand ausrichten. Die bisherige
Erwähnung desMittelstands in dem
Konzept werde der Bedeutung die-
ser Unternehmen nicht gerecht, sag-
te Althusmann vor der Konferenz
der Wirtschaftsminister der Länder,
die amDienstag in Bremerhaven be-
gann. „Gerade kleine und mittlere
Unternehmen tragen besonders da-
zubei, dass sichdie Industrie flexibel
auf neue Anforderungen, etwa im
Zuge der Globalisierung oder Digi-
talisierung, einstellen kann“, beton-
te Althusmann.

Die Vernachlässigung dieses The-
mas könne dazu führen, dass Bau-
projekte bis zu 30 Prozent teurer
werden könnten. Kurz zuvorwar be-
kanntgeworden, dass der zentrale
NeubaueinesGebäudes fürdasLan-

deskriminalamt in Hannover vom
Tisch ist,weil dieBaupreise sogestie-
gen sind, dass die vorgesehenenGel-
der nicht ausreichen.
Frank Hesse von der Industrie-

und Handelskammer Niedersach-

sen sagte, wichtig sei aus einer Sicht
vor allemBürokratieabbau.Ziel soll-
te sein, dassdieAnzahlder zubeach-
tenden Vorschriften im Durch-
schnitt unter 100 bleibe. Für die klei-
nen Handwerksbetriebe ist das The-

Das Handwerk und kleine Unternehmen sollen in Niedersachsen von bürokratischem Aufwand entlastet werden.
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